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Die EU-Außenwirtschaftspolitik wurde von zwei welthistorischen Ereignissen im vergan-
genen Jahr beeinflusst. Zum einen ist seit der Brexit-Abstimmung vom 23. Juni 2016 und
der dann Ende März 2017 erfolgten Austrittsmitteilung klar, dass es nunmehr zum ersten
Fall eines Austritts eines Landes aus einer großen Freihandelszone kommen wird.1 Zum
anderen hat der Wahlsieg und Amtsantritt von Donald Trump als 45. Präsident der USA
mit seiner „America first“-Politik und seinen kritischen Äußerungen zum Freihandel eine
grundlegende Neuorientierung der US-Außen(handels)politik seit dem Ende des Zweiten
Weltkriegs herbeigeführt.2 Auf beides  hat  die Europäische Union mit  einer  verstärkten
Betonung der Notwendigkeit von Freihandel und Abwehr von Protektionismus reagiert;
sie hat ihre Bemühungen um die Verteidigung der Vorteile der Globalisierung und der
Handelsabkommen trotz der fortbestehenden kritischen Debatte um Abkommen wie TTIP
oder CETA eher intensiviert.3 Zudem hat sie sich im Rahmen der Überlegungen über eine
gewisse Korrektur der EU-Handelspolitik, die mit der Mitteilung „Handel für alle“ einge-
leitet wurde,4 mit einer stärkeren Fokussierung des internationalen Handelssystems auf die
Bedürfnisse  von Entwicklungsländern  und kleinen  wie  mittleren  Unternehmen (KMU)
befasst.5 Das Europäische Parlament drängt auf einen effektiveren Schutz von Arbeitneh-
mern in den EU-Handelsabkommen. Weiterhin ist es Anliegen der Union, den mit dem
durch das CETA-Abkommen eingeleiteten Wechsel hin zu stärker gerichtsförmigen Inves-
titionsstreitverfahren voran zu bringen und breite Unterstützung für ihren Plan zu finden,
einen multilateralen Investitionsgerichtshof zu errichten, der sich zentral mit Investitions-
schutzstreitigkeiten befassen soll.6 Das erweist sich indes als schwierig; der Europä-ischen
Union gelang es nicht einmal, in ihren eigenen neuen Handelsabkommen das Modell der
Investitionsstreitbeilegung nach CETA durchweg zu verankern. Das bereits fertig verhan-
delte Abkommen mit Singapur etwa enthält noch eine Streitbeilegung nach dem überholten
Schiedsmodell;  Japan  widersetzt  sich  in  den  nahezu  abgeschlossenen  Verhandlungen
gleichfalls der Übernahme des neuen Modells. Es bleibt abzuwarten, ob die Union dann
eher auf Investitionsschutzregelungen verzichten wird, anstatt den alten Mechanismus zu
vereinbaren. Die Verhandlungen mit den USA über TTIP waren zum Ende 2016 bis auf
weiteres eingestellt worden; ob es zu einer Wiederbelebung kommt, ist äußerst fraglich.

* Der Autor dankt Jan Sawitza, Claudia Byczynski und Lorenz Rubner für vorbereitende Recherchen.
1 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
2 Siehe auch den Beitrag „Die Europäische Union und die USA“ in diesem Buch.
3 Europäische Kommission: Die Globalisierung meistern, Mitteilung im Rahmen der Reflexionspapiere der

Europäischen Kommission zur Zukunft Europas, KOM (2017) 240. 
4 Wolfgang Weiß: Außenwirtschaftsbeziehungen, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahr-

buch der Europäischen Integration 2016, Baden-Baden 2016, S. 325-333. 
5 Maltesische Ratspräsidentschaft: EU-Handelsminister diskutieren während des ersten informellen Han-

delstreffen in Malta die sich verändernde Handelsumgebung, Pressemitteilung, 3.3.2017. 
6 European Comission: Establishment of a Multilateral Investment Court for investment dispute resolution.

Inception Impact Assessment, 1.8.2016. 
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Die kritische Diskussion innerhalb der Union zur Handelspolitik und ihrer parlamenta-
rischen Rückbindung auch in den Mitgliedstaaten ist angesichts wichtiger Aussagen des
Gerichtshofes  der  Europäischen  Union  (EuGH)  zur  Reichweite  der  handelspolitischen
Zuständigkeit der Europäischen Union nicht abgeflaut.

Unterzeichnung, vorläufige Anwendung und Ratifikation von CETA

Nachdem zuvor schon die Einordnung von CETA als gemischtes Abkommen zu erheb-
lichen politischen Auseinandersetzungen geführt hatte,7 entwickelte sich die Unterzeich-
nung des CETA-Abkommens am 30. Oktober2016 zu einem wahren Politkrimi, weil der
anhaltende Widerstand des  wallonischen Regionalparlaments die Unterzeichnung durch
Belgien zunächst verhindert hatte und der ursprünglich vorgesehene Termin (18. Oktober
2016)  verworfen  werden  musste.8 Von  kanadischer  Seite  war  das  CETA-Abkommen
daraufhin  bereits  aufgegeben  worden.  Der  allseitige  Druck  auf  die  Wallonen  und  die
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) kurz zuvor führten zu Protokoller-
klärungen im Rat der Europäischen Union. Diese sollten die Wahrung der Kompetenzver-
teilung zwischen der  Union und ihren Mitgliedstaaten bei  der  vorläufigen Anwendung
sowie der Beendigung der  Anwendung von CETA bei ausbleibender Ratifikation eines
Mitgliedstaates und anderer kritischer Aspekte sicherstellen. Es zeigte sich indes, dass die
belgischen Regionen CETA nicht akzeptieren wollten, solange nicht die Investitionsstreit-
beilegung modifiziert werden würde.9 Bereits zuvor sollte ein Gemeinsames Auslegungs-
dokument der Europäischen Union und Kanada den Einwänden der Kritiker Rechnung
tragen.10 Daraufhin kam es  doch  noch zu  einer  Unterzeichnung.  Die  Zustimmung des
Europäischen Parlamentes erfolgte am 15. Februar 2017. Mittlerweile haben die Europä-
ische Union und Kanada sich auf die vorläufige Anwendung ab 21. September 2017 geei-
nigt. Wie im Rat vorgesehen, wird insbesondere die umstrittene Investitionsgerichtsbarkeit
keine vorläufige Anwendung erfahren. Die im ersten Urteil des BVerfG angeregte Heraus-
nahme der Vorschriften zum Seeverkehr, zur gegenseitigen Anerkennung von Berufsquali-
fikationen und zum Arbeitsschutz aus der vorläufigen Anwendung erfolgte nicht. Mittler-
weile  haben auch einige  nationale Parlamente (Estland,  Spanien,  Dänemark,  Kroatien)
dem CETA-Abkommen zugestimmt; für Deutschland ist eine Befassung des Bundestages
mit CETA erst nach der Wahl am 24. September 2017 zu erwarten. Bezüglich Belgien
kann vermerkt werden, dass die neue wallonische Regierung sich für CETA ausspricht,
aber  die  durch  Belgien  in  der  Protokollerklärung  im Rat  vorgesehene  Befassung des
EuGH mit der Frage der Primärrechtskonformität des Investitionsschutzregimes im CETA
dennoch durchgeführt wird. Mit einem entsprechenden Gutachten-Antrag wird für Herbst
2017 gerechnet. In Frankreich hat der Conseil Constitutionnel in seiner Sitzung vom 27.
Juli 2017 die Verfassungsmäßigkeit des CETA anerkannt.11  

7 Weiß: Außenwirtschaftsbeziehungen, in: Weidenfeld/Wessels (Hrsg.): Jahrbuch, 2016.
8 Siehe auch den Beitrag „Belgien“ in diesem Buch.
9 Erklärungen für das Ratsprotokoll, in: Amtsblatt der EU L 11, 14. Januar 2017, S. 9 ff. Bezüglich Belgien

siehe dort die 37. Erklärung.
10 Gemeinsames Auslegungsinstrument zum umfassenden Wirtschafts- und Handelsabkommen (CETA) zwi-

schen Kanada und der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten, in: Amtsblatt  der EU L 11, 14.
Januar 2017, S. 3 ff.

11 Conseil Constitutionnel: Beschluss Nr. 2017-749 DC vom 31. Juli 2017 – Globales Wirtschafts- und Han-
delsabkommen  zwischen  Kanada  einerseits  und  der  Europäischen  Union  und  ihren  Mitgliedstaaten
andererseits, Pressemitteilung, 31.7.2017.
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Judikatur des EuGH zur Reichweite der handelspolitischen EU-Zuständigkeit

Der EuGH12 hatte die Gelegenheit, bedeutsame Grundsatzentscheidungen zu treffen. Allen
voran zu erwähnen ist das am 16. Mai 2017 vorgelegte Gutachten 2/15 des EuGH über die
EU-Zuständigkeit für den Abschluss des Freihandelsabkommens mit Singapur, das einige
Fragen zur Reichweite der alleinigen EU-Zuständigkeit für Handelsabkommen klärte. In
dem Gutachten betonte der EuGH die Notwendigkeit eines gemischten Abkommens, also
des Einbezugs der Mitgliedstaaten als Vertragsparteien, bei umfangreichen Handels- und
Investitionsschutzabkommen. Das liegt zum einen bei der Einrichtung einer Investitions-
schiedsgerichtsbarkeit an deren Rückwirkungen auf die Zuständigkeiten nationaler Gerich-
te, zum anderen an der Begrenzung der alleinigen EU-Zuständigkeit auf Direktinvestitio-
nen. Bedeutsam ist hier die Klarstellung, dass für Portfolioinvestitionen weiterhin nur eine
mit den Mitgliedstaaten geteilte Zuständigkeit besteht. Alle anderen im Gutachten themati-
sierten Politikfelder sah der EuGH – in durchaus überraschend weiter Erkenntnis alleiniger
EU-Zuständigkeiten nach Art. 3 Abs. 2 AEUV etwa im Bereich des Verkehrs oder infolge
einer zielorientierten Lesart der EU-Zuständigkeit in der Handelspolitik für die nachhal-
tige Entwicklung und den Arbeitnehmerschutz – als von der alleinigen EU-Zuständigkeit
umfasst  an. Der EuGH nutzte diese Gelegenheit  auch, um die jüngste Formel für eine
weite Auslegung der EU-Handelspolitik zu bekräftigen. Danach genügt es nicht, wenn eine
Regelung sich auf den Handelsverkehr auswirkt, um von der alleinigen EU-Zuständigkeit
für den Handel erfasst zu sein; vielmehr ist ein spezifischer Bezug erforderlich. Dieser
liegt  allerdings schon vor,  wenn die Regelung den Handelsverkehr fördern, erleichtern
oder  regeln  soll  und  sich  direkt  und  sofort  auf  ihn  auswirkt.  Insgesamt  kommt  zum
Ausdruck,  dass  die  alleinigen  EU-Zuständigkeiten  für  den  Abschluss  umfassender
Handels- und Investitionsabkommen nicht so weit reichen, wie von der Kommission in
jüngerer Zeit immer wieder beansprucht. Dies hatte besonders im Streit um die Unter-
zeichnung und Ratifikation von CETA zu politischen Auseinandersetzungen geführt.

Im Gutachten 3/15 vom 14. Februar 2017 hat der EuGH bezüglich des EU-Marrakesch-
Abkommens zur Erleichterung des Zugangs blinder, sehbehinderter oder anderweitig lese-
behinderter Personen zu veröffentlichten Werken eine alleinige EU-Zuständigkeit erkannt.
Diese ergab sich aber nicht aus der handelspolitischen Zuständigkeit, weil das Abkommen
die Verbesserung der Lage lesebehinderter Personen zum Gegenstand hatte; bloße Auswir-
kungen auf Handelsvolumina genügen nicht. Vielmehr fiel die alleinige Außenzuständig-
keit der Europäischen Union gemäß Art. 3 Abs. 2 AEUV infolge des EU-Sekundärrechts
in diesem Bereich zu. Denn wäre es den Mitgliedstaaten weiterhin erlaubt, eigene Abkom-
men insoweit abzuschließen, können dadurch diese gemeinsamen EU-Regeln beeinträch-
tigt oder in ihrer Tragweite verändert werden.

Um die Reichweite der alleinigen EU-Zuständigkeit für die Handelspolitik geht es auch
in der anhängigen Klage der Kommission gegen den Rat hinsichtlich der Überarbeitung
des Lissabonner  Abkommens über  Ursprungsbezeichnungen und geografische  Angaben
(Rechtssache C-389/15). Der Generalanwalt hat am 26. Juli 2017 für eine alleinige EU-
Zuständigkeit plädiert und folgte damit der Kommissionsansicht. 

Legislative Entwicklungen

Die seit Längerem anhängige Novellierung der Handelsschutzinstrumente und des Anti-
dumpingrechts konnte trotz der Neukodifizierung der Antidumping- (2016/1036) und der

12 Siehe auch den Beitrag „Gerichtshof“ in diesem Buch.
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Antisubventionsverordnung (2016/1037)  nicht  abgeschlossen  werden.  Das  Europäische
Parlament hatte die Neuordnung des Antidumpingrechts im April 2014 beschlossen.13 Im
Rat  gelang es  nach  jahrelangem Stillstand  schließlich,  einen gemeinsamen Standpunkt
herzustellen. Doch erwies sich dieser als nur schwer vereinbar mit der Position des Parla-
ments. Im seit Februar 2017 hierzu geführten Trilog kam es bisher zu keiner abschließen-
den  Einigung.  Das  intensivierte  Drängen  Chinas  auf  eine  Gleichbehandlung  mit  den
Marktwirtschaften  verstärkte  zusätzlich  die  Notwendigkeit  zur  Reform.  Im  Mai  2016
drängte das Parlament auf eigene Berechnungsregeln für die Dumpingspanne bei chinesi-
schen Einfuhren14. Die Kommission hat daraufhin einen neuen Vorschlag vorgelegt15: Die
Berechnung des  Normalpreises  wird  allgemein neu geregelt,  da  die Weiterführung der
Sonderbehandlung von China als Staat, der nicht als Marktwirtschaft anerkannt wird, seit
11. Dezember 2016 mit dem Auslaufen einer Übergangsregel im Beitrittsprotokoll Chinas
zur Welthandelsorganisation (WTO) unzulässig geworden ist. Insoweit kam eine Einigung
zustande. 

Der  von  der  Kommission  im  Interesse  eines  gleichberechtigten  wechselseitigen
Zugangs zu den Beschaffungsmärkten vorgelegte Entwurf über den Zugang zum Vergabe-
markt16, mit dem die EU-Position in den Verhandlungen mit Drittstaaten über den Zugang
von EU-Anbietern zu deren Beschaffungsmärkten gestärkt  und die Rechtssituation von
Bietern aus Drittstaaten in der Union geklärt werden sollte, ist immer noch nicht verab-
schiedet.  Abgeschlossen  werden  konnte  das  Gesetzgebungsverfahren  zur  Verordnung
2017/871, mit der die Union den Handel von Rohstoffen wie Zinn oder Gold aus Konflikt-
gebieten einschränkt, um die dadurch bedingte Kriegsfinanzierung zu beenden.17 

Plurilaterale Verhandlungen, WTO und Streitbeilegung 

Im Rahmen der WTO engagiert sich die Europäische Union seit der Neuorientierung in
den USA eher verstärkt für eine multilaterale Handelsregulierung und gegen Protektionis-
mus. In diesem Kontext bemüht sich sie auch um Gespräche über den Abbau von Überka-
pazitäten, etwa hinsichtlich chinesischer Stahlexporte. Diesbezüglich wurden zuletzt Anti-
dumpingzölle  verhängt.  Die  Verhandlungen  zum  Abkommen  über  den  Handel  mit
Dienstleistungen (TiSA) und zu Handelsvorteilen für Umweltgüter  (EGA) laufen unter
Beteiligung der Europäischen Union weiter. Auf dem fünften EU-Afrika-Gipfel Ende 2017
wird die Union ihre neuen strategischen Ziele und Prioritäten bezüglich Afrika vorstel-
len.18 Die bevorstehende WTO-Ministerkonferenz in Buenos Aires Ende 2017 wird zudem
intensiv genutzt, um das Ziel der WTO, einheitliche Handelsbedingungen für alle sicher-
zustellen,  zu  betonen  und  konstruktive  Lösungen  voranzubringen.  Eine  konstruktive

13 Wolfgang Weiß: Außenwirtschaftsbeziehungen, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahr-
buch der Europäischen Integration 2015, Baden-Baden 2015, S. 264-265.

14 Vgl. Bulletin Quotidien Europe: Nr. 11550, 13.5.2016.
15 Europäische Kommission:  Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung der VO 2016/1036 über  den

Schutz gegen gedumpte Einfuhren, KOM (2016) 721.
16 Europäische Kommission: Geänderter Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlamentes und

des Rates über den Zugang von Waren und Dienstleistungen aus Drittländern zum EU-Binnenmarkt für
öffentliche Aufträge und über die Verfahren zur Unterstützung von Verhandlungen über den Zugang von
Waren und Dienstleistungen aus der Union zu den Märkten für öffentliche Aufträge von Drittländern,
KOM (2016) 34.

17 Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.5.2017 zur Festlegung von Pflichten zur
Erfüllung der Sorgfaltspflichten in der Lieferkette für Unionseinführer von Zinn, Tantal, Wolfram, deren
Erzen und Gold aus Konflikt- und Hochrisikogebieten, in: Amtsblatt der EU L 130/1, 15. Mai 2017.

18 Siehe auch den Beitrag „Afrikapolitik“ in diesem Buch.
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Arbeitsweise im Allgemeinen Rat der WTO wird von ihr angemahnt. Inhaltlich spricht
sich die Europäische Union dafür aus, die Vorteile des Onlinehandels durch ein gemein-
sames  Regelwerk  zu  nutzen,  der  Ausbreitung von Subventionen  für  die  Industrie,  die
Landwirtschaft und Fischerei zu begegnen und insoweit die Notifikationspraxis zu verbes-
sern, die Transparenz von Handelsbedingungen im Interesse von KMU zu erhöhen und
weiterhin die Bedürfnisse der Entwicklungsländer im Auge zu behalten. Gemeinsam mit
Brasilien hat die Union einen Reformvorschlag für Agrarsubventionen vorgelegt.19 

Die  Europäische Union war auch die  letzten Monate intensiv mit  WTO-Streitbeile-
gungsverfahren befasst, obgleich sie keine neuen Verfahren initiierte. Im Verfahren gegen
Russland  wegen  Einfuhrbeschränkungen  für  Schweine  und  Schweinefleisch-Produkte
(DS475) bestätigte der Appellate Body die Panel-Entscheidung, die eine Verletzung des
Übereinkommens über sanitäre und phytosanitäre Maßnahmen (SPS) durch Russland fest-
gestellt hatte, weil die afrikanische Schweinepest nicht in der ganzen Europäischen Union
aufgetreten war. In der EU-Beschwerde gegen Brasilien wegen steuerlicher Vorteile, die
anderen Handelspartnern im Automobilsektor und bei der Elektroindustrie gewährt wurden
(DS472),  steht  die Entscheidung noch aus,  ebenso die laufenden Beschwerdeverfahren
gegen China wegen Ausfuhrbeschränkungen bei Rohstoffen (DS509) und gegen Kolum-
bien wegen diskriminierender Maßnahmen bei der Einfuhr von Spirituosen (DS502). 

Ansonsten haben die EU-Beschwerden gegen Handelspartner  teilweise Erfolg,  so in
dem Verfahren gegen US-Steueranreize für Zivilluftfahrzeuge (DS487; derzeit vor dem
Appellate Body) und gegen russische Antidumpingzölle zulasten von Leichtlastwagen aus
Deutschland und Italien (DS479; gleichfalls vor dem Appellate Body). 

Immer drängender wird das Problem der WTO-Unvereinbarkeit mit der EU-Antidum-
pingregelung. Da die Novelle der Antidumpingverordnung im Trilog nicht vorankommt,
hat China ein Verfahren gegen die Europäische Union wegen der unverändert fortbeste-
henden speziellen Regelung der Preisvergleichsmethode für die Berechnung der Dumping-
spanne chinesischer Einfuhren in Art. 2 Abs. 7 b) der Antidumpingverordnung (DS516)
initiiert;  ein  Panel  wurde  im  April  2017  eingesetzt,  aber  noch  nicht  benannt.  In  der
Beschwerde  Russlands  gegen  die  EU-Berechnungsmethode  für  die  Dumpingmarge
(DS494) konnte man sich im Juli 2017 auf die Panelbesetzung einigen. In dem laufenden
Verfahren Indonesiens wegen der konkreten Berechnung der Dumpingspanne gegen Ethyl-
alkohole (DS442) konnte die Union ihre Praxis weitgehend verteidigen, allerdings hat der
Appellate Body noch nicht entschieden. Die Rüge der generellen Unvereinbarkeit von Art.
2.5  der  EU-Antidumpingverordnung über  die  Berechnung der  Herstellungskosten,  die
Argentinien  im  Rahmen  seiner  Rüge  der  Antidumpingzölle  gegen  Biodieseleinfuhren
(DS473) erhoben hatte, führte nicht zum Erfolg. In den wechselseitigen Streitigkeiten um
Flugzeugsubventionierung zwischen der  Europäischen Union und den USA wegen der
Beihilfen an Airbus beziehungsweise Boeing (DS316, DS353) befinden sich die Einhal-
tungsverfahren nunmehr vor dem Appellate Body, der endgültig über die Frage der Um-
setzung der ursprünglichen Berichte entscheiden muss. Die Panelbesetzung für das seit
2013  betriebene  EU-Verfahren  gegen  russische  Recycling-Abgaben  auf  Autos  aus  der
Europäischen Union (DS462) steht noch immer aus.

Die Europäische Union verlor das Verfahren, das durch Pakistan wegen bereits beende-
ter EU-Abwehrmaßnahmen gegen bestimmte Polyäthylene (DS486) angestrengt worden

19 European Commission: EU and Brazil join forces for global level-playing field in farm subsidies, abrufbar
unter: http://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=1692 (letzter Zugriff: 12.10.2017).
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war (insbesondere war der EU-Antrag, das Panel möge seine Tätigkeit einstellen, weil die
Abwehrmaßnahmen bereits  beendet  waren,  erfolglos),  wie auch  das  Chinas  gegen die
Europäische Union wegen seiner Nichtberücksichtigung bei  der Novellierung der Zoll-
maßnahmen für bestimmte Geflügelprodukte (DS492).  Die Feststellung von WTO-Ver-
letzungen bei  der  konkreten  Kalkulation  der  Dumpingspanne durch  ein  Panel  auf  die
Beschwerde  Argentiniens gegen EU-Antidumpingzölle  auf  Biodieseleinfuhren  (DS473)
hin wurde vom Appellate Body bestätigt. Über die Beschwerde Indonesiens wegen EU-
Antidumpingmaßnahmen auf Biodiesel (DS480) und die Russlands gegen das dritte EU-
Energiepaket (DS476) liegen die Panel-Berichte noch nicht vor. Neu anhängig wurde eine
Beschwerde Russlands gegen die Europäische Union wegen Antidumpingzöllen bezüglich
bestimmter Stahlprodukte (DS521).

Bilaterale Handels- und Investitionsschutzvereinbarungen

Die Europäische Union definierte in ihrem Arbeitsprogramm für 2017 Verhandlungen mit
den USA, Japan, dem Mercosur, Mexiko, Tunesien und den ASEAN Staaten Indonesien
und den Philippinen als vorrangig. Mit Indonesien, den Philippinen und dem Mercosur
wird die dritte Verhandlungsrunde demnächst stattfinden. Das Abkommen mit Japan steht
kurz  vor dem Abschluss.  Verhandlungen mit  Chile,  Australien und Neuseeland sind in
Vorbereitung,  die mit Mexiko,  Tunesien und Malaysia wurden (wieder)  aufgenommen.
Auch die Verhandlungen zu einem umfangreichen Investitionsabkommen mit China, das
den Marktzugang einschließt, und mit Myanmar schreiten fort. Das Abkommen mit Viet-
nam wird  nach  Abschluss  der  Verhandlungen  derzeit  rechtlich  geprüft;  bezüglich  des
unterschriftsreifen Abkommens mit Singapur steht die Frage an, ob das Investitionsstreit-
beilegungsverfahren noch an das  CETA-Modell  angepasst  werden kann.  Das Assoziie-
rungsabkommen mit der Ukraine ist in den Niederlanden endlich ratifiziert worden. 20 Die
Verhandlungen mit Thailand bleiben seit dem Militärputsch 2014 weiter ausgesetzt, wie
auch die mit Marokko. Mit Indien prüft man derzeit die Weiterführung der Verhandlungen.

In den Verhandlungs- und Ratifizierungsprozessen bei den einzelnen Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen mit den AKP-Staaten gab es weitere Fortschritte.21 Die Überlegun-
gen, die Zollunion mit der Türkei  auszuweiten und zu aktualisieren,22 sind infolge der
jüngsten  Vorkommnisse  wie den  Inhaftierungen deutscher  Journalisten  und Menschen-
rechtsaktivisten  und  den  Ausfällen  des  Präsidenten  Erdogans,  insbesondere  gegenüber
deutschen Politikern, auf Eis gelegt worden. Deutschland hat seine klare Opposition gegen
jede Bewegung in diese Richtung bekannt gegeben. Der von der Kommission im Dezem-
ber 2016 vorgelegte Entwurf für Verhandlungsleitlinien wird im Rat nicht mehr abschlie-
ßend behandelt werden.
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